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Allgemeinverfügung  

der SAM Sonderabfall-Management-Gesellschaft Rheinland-Pfalz mbH  
zur Nachweisführung für gefährliche Abfälle aus dem Kabel- oder Rohrleitungsbau  

 
Gemäß § 26 Abs. 1 Satz 1 der Nachweisverordnung (NachwV) ergeht folgende  

Allgemeinverfügung: 
Soweit in Rheinland-Pfalz beim Kabel- oder Rohrleitungsbau zu Ver- oder Entsorgungszwe-
cken (z. B. Strom-, Gas-, Fernwärme- oder Wasserversorgung, Abwasserentsorgung oder 
Telekommunikation) durch die Tätigkeit des Maßnahmenveranlassers bzw. des von ihm be-
auftragten Unternehmens (z. B. Tiefbauer) Bodenaushub, Bauschutt oder Straßenaufbruch in 
kleineren Mengen von maximal 20 Tonnen pro Baumaßnahme anfallen und die Gefährlich-
keit oder Ungefährlichkeit des jeweiligen Abfalls wegen fehlender Vorerkundung nicht fest-
steht, gelten für die im Falle von gefährlichen Abfällen erforderliche abfallrechtliche Nach-
weisführung folgende Regelungen: 
1.  Feststellung eines Untersuchungserfordernisses  

1.1  Für jede Baumaßnahme ist vom Maßnahmenveranlasser oder in dessen Verantwor-
tung durch einen fachlich qualifizierten Dienstleister (ggf. nach Rücksprache mit dem 
beauftragten Unternehmen) anhand der als Anlage beigefügten Checkliste festzustel-
len, ob Hinweise auf eine Schadstoffbelastung vorliegen, die eine Einstufung des Ab-
falls als gefährlich erfordern oder zumindest eine diesbezügliche Untersuchung (Pro-
benahme und Analytik) notwendig machen.  

1.2  Auf der Checkliste hat der Maßnahmenveranlasser oder in dessen Verantwortung der 
fachlich qualifizierte Dienstleister die Richtigkeit der Angaben durch Unterschrift zu 
bestätigen. Die Checkliste ist vom Maßnahmenveranlasser bis mindestens 3 Jahre 
nach der finalen Entsorgung des Abfalls (= Verwertung oder Beseitigung) aufzube-
wahren. 

1.3  Sind alle in der Checkliste genannten Fragen zu verneinen, darf der Abfall als unge-
fährlich eingestuft und unter Beachtung der einschlägigen Rechtsvorschriften ent-
sorgt, d. h. verwertet oder beseitigt, werden. 

1.4  Ist eine der in der Checkliste genannten Fragen zu bejahen, ist der Abfall vorsorglich 
als gefährlich einzustufen und mit den von der NachwV vorgeschriebenen Sam-
melentsorgungsnachweisen bzw. Entsorgungsnachweisen und Begleit- bzw. Über-
nahmescheinen zu entsorgen.  

1.5  Sofern eine der in der Checkliste genannten Fragen bejaht wurde, aber eine Verfah-
rensweise gemäß Ziff. 1.4 nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar ist, hat der 
Maßnahmenveranlasser oder in dessen Verantwortung der fachlich qualifizierte 
Dienstleister  nach Maßgabe von Ziff. 2 eine analytische Untersuchung zur Feststel-
lung der tatsächlichen Gefährlichkeit des Abfalls gemäß der Abfallverzeichnis-
Verordnung (AVV) durchzuführen bzw. durchführen zu lassen. 

2.  Durchführung der Untersuchung im Falle von Ziff. 1.5 
2.1  Soweit gemäß Ziff. 1.5 eine analytische Untersuchung zur Feststellung der tatsächli-

chen Gefährlichkeit des Abfalls zu erfolgen hat, ist der Abfall nach Möglichkeit bis 
zum Vorliegen der Untersuchungsergebnisse auf der Baustelle ordnungsgemäß zu 
lagern. Eine Vermischung, einschließlich der Verdünnung des Abfalls mit anderen 
Abfällen, Stoffen oder Materialien, ist unzulässig (vgl. § 9 Abs. 2 Kreislaufwirtschafts-
gesetz – KrWG). 

2.2  Ist eine Lagerung auf der Baustelle aufgrund der räumlichen Gegebenheiten nicht 
möglich, darf der Abfall ohne die von der NachwV für gefährliche Abfälle vorgeschrie-
benen Nachweise zum Betriebsgelände des Maßnahmenveranlasser bzw. des beauf-
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tragten Unternehmens verbracht sowie dort repräsentativ beprobt und bis zum Vor-
liegen des Untersuchungsergebnisses gelagert werden.  
2.2.1  Eine auf der Baustelle, während des Transportes oder auf dem Betriebsgelände 

erfolgende Vermischung, einschließlich der Verdünnung des Abfalls mit ande-
ren Abfällen, Stoffen oder Materialien, ist unzulässig (vgl. § 9 Abs. 2 KrWG). 

2.2.2  Der Maßnahmenveranlasser bzw. das beauftragte Unternehmen hat sicherzu-
stellen, dass die Lagerung des Abfalls auf dem Betriebsgelände im Einklang mit 
den immissionsschutzrechtlichen, baurechtlichen, wasserrechtlichen oder sons-
tigen rechtlichen Anforderungen erfolgt und dass die ggf. erforderlichen Ge-
nehmigungen vorliegen (Hinweis: Dies ist mit der jeweils zuständigen Behörde 
zu klären). 

2.3  Soweit sich bei der Untersuchung herausstellt, dass der Abfall ungefährlich ist, darf er 
ohne abfallrechtliche Nachweisführung entsorgt, d. h. verwertet oder beseitigt werden. 
Dabei sind die einschlägigen Rechtsvorschriften zu beachten.  

2.4 Ergibt die Untersuchung, dass es sich um einen gefährlichen Abfall handelt, ist die 
Beförderung des Abfalls von der Baustelle (im Falle von Ziff. 2.1) bzw. vom Betriebs-
gelände (im Falle von Ziff. 2.2) zu einer zugelassenen Verwertungs- oder Beseiti-
gungsanlage mit den von der NachwV vorgesehenen Sammelentsorgungsnachwei-
sen bzw. Entsorgungsnachweisen und Begleit- bzw. Übernahmescheinen zu doku-
mentieren. 

2.5  Soweit für die Beförderung des Abfalls nach den §§ 53 und 54 KrWG in Verbindung 
mit der Anzeige- und Erlaubnisverordnung (AbfAEV) eine Anzeige- oder Erlaubnis-
pflicht besteht, bleibt diese von der vorliegenden Allgemeinverfügung unberührt. Glei-
ches gilt für ggf. bestehende Genehmigungserfordernisse nach anderen Rechtsvor-
schriften. 

 
Nebenbestimmungen: 

1. Die mit der vorliegenden Allgemeinverfügung zugelassene Abweichung vom Nachweis-
verfahren kann jederzeit, auch nur gegenüber einzelnen Nachweispflichtigen, widerru-
fen oder mit Nebenbestimmungen (z. B. Bedingungen oder Auflagen) versehen werden, 
insbesondere bei einer Änderung der Vorschriften zur (elektronischen) Nachweis- und 
Registerführung oder bei Verstößen der nachweispflichtigen Personen gegen Be-
stimmungen dieser Allgemeinverfügung.  

2. Diese Allgemeinverfügung ergeht gebührenfrei.  
 

Begründung: 
Gemäß § 26 Abs. 1 Satz 1 NachwV kann die zuständige Behörde auf Antrag oder von Amts 
wegen einen zur Nachweisführung Verpflichteten von der Nachweisführung ganz oder für 
einzelne Abfallarten unter dem Vorbehalt des Widerrufs freistellen, soweit dadurch eine Be-
einträchtigung des Wohls der Allgemeinheit nicht zu befürchten ist. Diese Voraussetzungen 
liegen hier vor. 
Beim Kabel- oder Rohrleitungsbau (z. B. Strom-, Gas-, Fernwärme- oder Wasserversorgung, 
Abwasserentsorgung oder Telekommunikation) fallen insbesondere im Zusammenhang mit 
Erschließungsarbeiten in Neubau- und Regelsanierungsgebieten wie der Herstellung oder 
Reparatur von Hausanschlüssen oder dem Aushub von Gräben und Kopflöchern regelmäßig 
kleinere Mengen an Bauabfällen an, vor allem Bodenaushub, Bauschutt und Straßenauf-
bruch. Oftmals gibt es keine Möglichkeit zur Rückverfüllung vor Ort, so dass die Materialien 
als Abfall zu entsorgen sind. Soweit in solchen Fällen die Gefährlichkeit oder Ungefährlich-
keit des jeweiligen Abfalls wegen fehlender Vorerkundung nicht feststeht, vermeidet die vor-
liegende Allgemeinverfügung die Probleme bei der Abfalleinstufung und Nachweisführung, 
die mit den meist engen räumlichen Gegebenheiten auf den Baustellen verbunden sind. 
 



 

3

Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erho-
ben werden. Der Widerspruch ist bei der SAM Sonderabfall-Management-Gesellschaft 
Rheinland-Pfalz mbH, Wilhelm-Theodor-Römheld-Str. 34, 55130 Mainz, schriftlich oder 
mündlich zur Niederschrift einzulegen. 
 
Mainz, den 1. August  2017 
 
SAM Sonderabfall-Management-Gesellschaft Rheinland-Pfalz mbH 
Wilhelm-Theodor-Römheld-Straße 34 
55130 Mainz 
 
 
 
Dr. Kropp  i.V. Lorig 
 
 
 
Anlage: Checkliste 
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Checkliste - Allgemeinverfügung SAM vom 01.08.2017 
 

1. Maßnahmenveranlasser 
  
Name (Firma oder Privatperson) Anschrift 

 

2. Baumaßnahme 
   
Maßnahme Anschrift Ungefähre Menge (m³ oder t) 

 

3. Beurteilung Untersuchungserfordernis (anhand vorliegender Kenntnisse und Anhaltspunkte) 
Handelt es sich um eine Fläche, auf der mit umweltgefährdenden Stoffen umgegangen 
worden und zu erwarten ist, dass der Aushub kontaminiert sein könnte? (z. B. Altstandorte und 
Altablagerungen sowie altlastverdächtige Flächen) 

o ja o nein 

Handelt es sich um eine Fläche, auf der mit punktförmigen Bodenbelastungen gerechnet 
werden muss? (z. B. aufgrund von Leckagen in Bauwerken und Rohrleitungen; aufgrund von Schadensfällen beim 
Umgang mit umweltgefährdenden Stoffen) 

o ja o nein 

Handelt es sich um eine Fläche, die zuvor gewerblich, industriell oder militärisch genutzt 
wurde und auf der mit flächenhaften Bodenbelastungen gerechnet werden muss? (z. B.  
Flächen  mit  naturbedingt  oder  großflächig  siedlungsbedingt  erhöhten Schadstoffgehalten; Flächen  im  Einwirkungsbe-
reich  des  historischen Bergbaus; Überschwemmungsgebiete, in denen mit belasteten Flusssedimenten gerechnet werden 
muss; Flächen, auf denen Abwasser verrieselt wurde; Flächen, auf denen belastete Schlämme ausgebracht wurden; Flä-
chen mit erhöhter Immissionsbelastung etc.) 

o ja o nein 

Gibt es sonstige konkrete Anhaltspunkte für eine Schadstoffbelastung? (z. B. auffälliges Ausse-
hen oder auffälliger Geruch bei Inaugenscheinnahme; aufgrund vorhandener Unterlagen wie z. B. Bodenbelastungskarten, 
Kataster Altlastverdächtiger Flächen und Altlasten; aufgrund vorliegender Untersuchungsergebnisse) 

o ja o nein 

Untersuchungserfordernis? (ja, bei mindestens einer bejahten Frage) o ja o nein 

Beurteilende(r) Mitarbeiter(in) des Maßnahmenveranlassers oder des fachlich qualifizierten Dienstleisters 

   
Vor- und Zuname Funktion Unterschrift 

 

4. Lagerung bis zur Untersuchung (nur bei Untersuchungserfordernis ausfüllen) 
  
Flächenbetreiber Anschrift 

 

5. Untersuchungsergebnis (bitte beifügen) 
  

o gefährlicher Abfall → Verwertung/Beseitigung gem. (Sammel-) Entsorgungsnachweis  
 Nummer 

o kein gefährlicher Abfall → Verwertung/Beseitigung wie folgt: 

  
Beförderer, Anschrift Verwertungs-/Beseitigungsanlage, Anschrift 

  
Abfallmenge (m³ oder t) Datum, Unterschrift des Mitarbeiters/der Mitarbeiterin aus Nr. 3 
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344r.
AllgemeiüYerfügulg der SAM

Sondemblall-Managemetrt-Gesellschaft
Bheinlatrd-Ptalt EbH
zur Nachqeisftihtung
liü gelährliche Abfälle

aus dem Kabel- oder ßobrleitungsbau

GemarS $ 26 Abs- I Satz 1 der Nachweisver-
or&rung (Nachwv) ergeht lolSende

A.llgemeinverfü8ung:

Soweit in Rheinland-Pfalz beim Kabel- oder
Rohrleitungsbau zu Ve!- oder Entsorgugs-
zwecken (2. B. Strom-, Gas-, Femwäme-
oder Wasserversorgung, Abwasserentsorgung
oder Telekommr:Iikatioo) dwch die Tätig-
keit des Maßnahmeflvelanlasserc bzw des
von i}m beauftragten Untemehmens
(2. B- Tiefbauer) Bodenaushub, Bauschutt
oder Straßenaufbruch ir kleineren Mengen
von maxi&al 20 ToDnen plo BaumaSaabme
anJallen urld die Gefährlichkeit oder Unge-
fährlichkeit des jeweilige[ Abfalls wegen
fehlender Vorcrkuldung nicht feststeht, gel-
ten fijr die im Falle von gefährlichen Abfällen
erforderliche ablallrechtliche Nachweis-
flirtu'ung f olgende Regelungenl

1. FeststelltrngeinesUntersuchungserfor_
dernisses

1.1 Für jede Baumaßnahrne ist vom Maß-
näbmenveranlasse! oder in dessen Ver-
antwortung duJch einen fachlich quali-
fizierten Dienstleister (ggl. nach Rück-
sprache mit dem beauttragten Unter-
nehmen) anhand der als Anlage beige-
tucten Checkliste festzustellen, ob Hin-
we-ise aul eine Schadstoffbelaslung
vodiegen, die eine Einstutung des Ab-
lalls als gelälulich erfordern oder zu-
mindest eine diesbezügliche Untersu-
chung (Probenahme wld Amlytik) not-
wenalig machen.

1.2 Aul der Checkliste hat der Maßnah-
menveratlasser oder in dessen Vemnt-
wortuns der fachlich qualilizierle
Dienstl;ister die Richtigkeit der ADga-
ben durch Unterschlift zu bestätigen.
Die Checkliste ist vom MaSnahmenver-
anlasser bis mindestens dJei Jabre nach
de! tinalen Entsorgung des Ablalls
(= Verwertung oder Beseitigung) aufzu-
bewahren.

1,3 Sind alle in der Checkliste genannten
Fräsen zu vemeinen, darf der Abfall
als 

-unsefdhrlich eingestuJt und unter
Beachtung der einsch.lägigen Rechts-
vorscbriftän entsorgt dh verwertet
oder beseitigt, werden.

1.4 Ist eine der in der Checkliste genannten
ftagen zu bejahen, ist der Abfall vor-
sorallich als gäfährlich einzustulen und
mit-den von der Nachwv vorgeschrie-
benen Sadmelentsolgungsnachweisen
bzw. Eütsorgungsnachweisen urld Be-
gleit- bzw: Übernahmescheinen zu ent-
sorgen.

1.5 Solern eine der in der Checkliste ge-
nannten Fraeen beiaht wu-rde aber eine
Verfahrensw;ise s'emdß Zi-ff. 14 nicht
möslich oder #t-ischaftIich nicht zu-
mu-tbar ist, hat de! MaßnahmenveEn-
Iasser oder in dessen Verantwortung
der facblich qualifizlerte Dienstleister
nach Maßeabe von Ziff. 2 eine anal}4i-
sche Untirsuchuag zur Feststell ung
der tatsäcblichen Cefährlichkeit des
Abfalls EemäB der Abfallverzeichais-
Verordnüng (AW) durchzuJühren bzw'
dürchJtilren zu lass€[.

2. Durchftihrung der UDtersuchu-ng im
Falle von Ziff. 1.5

2.1 Soweit gemäß Ziff. 1.5 eine anaMische
Untersuchung zur Feststellulg der
tatsäch.lichen Gelährlichkeit des Ab-
falls zu erfolgen hat, ist der AbIall
nach Möglicbleit bis zum Vorliegen der
Unteffuchungsergebnisse aul der Bau_
stelle ordnungsgemäß zu lagern. Eine
vermischung, einscNießhch der ver-
dünnunA des Abfalls mit anderen Ab-
lällen, Stoffen oder Materialien ist un-
zulässig (v91. 5 9 Abs. 2 Kreislaufwirt-
schaftsgesetz - K!WG).

2.2 Ist eine Lagerulg auJ der Baustelle
aulgrund der räunlichen Gegebenlei-
ten nicht möglich, darl der Abfa.ll ohne
dre von der Nachwv ftir gefäbrliche
AbIäIle vorgeschriebenen Nachweise
zum Betriebsgelände des Maßna}meo-
veranlasser bzw. des beauftragten Ua-
temehJnens verbracht soqrie dort re-
Dräsentativ beprobt und bis zum Vor-
iieAen des UDtersuchungsel€ebnisses
gelagert rverden.

2.2.1 Ei-ne alrl der Baustelle, während des
Tlansportes oder aul dem Betriebs-
selänAe erfolgende Vermischung.
äinschließ[ch der verdtrnnung des Ab-
falls mit anderen Abfällen, Stoffen
oder Materialien ist u.Dzulässig (vgl. $ I
Abs. 2 KIWG).

2.2.2 Der Maßnaimenveradasser bzw- das
beauJlraqte Untemehmen hat sicher-
zustellen; dass die Lagerung des Ab-
falls aul dem Betriebsgelände im Ein-
klang mit den immissionsschutzrecht-
licheo, baurechttichen, wasserrechtU-
cben oder sonstigen rechtlichen Arlot-
derungen erlolgt und dass die ggl. er-
lorderlichen Genehmigutlgen vorliegen
(Hinweis: Dies ist mit der jeweils zu-
ständigen Behörde zu klären)

2.3 Soweit sich bei der Untersuchung he-
laussteut, dass der Ablall ungelährlich
ist, darl er obne abfall-rechtliche Nach-
weisltiltung entsorgt, d.h verwertet
ode! beseitigt lÄ'erden. Dabei sind die
einschlägigen Rechtsvolschlifte-n zu
beachten

2.4 Eraibt die Unte$uchung, dass es sich
um- einen sefäürlichen Abfall bandelt
ist die Beldrderung des Abfalls von der
Bäustelle (im Falli von ziff 21) bzw
vom Betriebsgeldnde {im Falle voD Zi-ff
2.2) zu einer zugelassenen verwer-
tungs- oder Beseitigungsanlage mit
deri von der Nachwv vorgesehenen
Sammelentsoryugsnachweisen bzw
Entsorqungsnacbweisen und Begleit-
bzw Üieriahmescheinen zu dokumen-
tieren

2.5 Soweit für die Beförderung des Ablalls
nach den QQ 53 und 54 KrWG in Ver-
bindune mii der Anzeige- und Erlaub-
niwerc;dnune (AbfAEV) eine Arzeige-
oder Erlaubnispllicht besteht, bleibt
diese von der vorliegenden A.llgemein-
verfüeune unberü]t.rt. Gleiches gilt ftir
Ecl. -besGhende Genehmigungserfor-
äE.nisse nach anderen Rechtsvor-
schrilten.

Nebenbestinmungen:

l. Die mit der vorliegenden Allgemein-
verfüEung zugelasiene Abweichung
vom -Naöhweiwerfatuen kann jeder-
zei!, auch nur gegenttber einzelnen
Nachweimflichtigin, widernrJen oder
mit NebeibestimmulSen (z B Bedin-
gungen ode! Aullagen) versehen wer-
äenl iasbesondere bei einer Alderung
.ler 

' voßchriften zur (elekFonischefl)
Nachweis- und Regirterführung oder

bei verstößen der nachweispfichtigen
Pelsonen gegen Besti-rDmutgen dieser
Allgemeinverlügung.

2. Diese Allgemeinverftlgung eryeht ge-
brllrrenirei.

Begrtindung:

Gemäß $ 26 Abs. 1 Satz 1 Nachwv kann die
zuständige Behörde aul Antrag oder vott
Amts wegen einen zur Nachweisfüiiung
Verpfichteten von der Nachweisfü]Eung
gani oder frir eirzelne Ablallarten unter dem
Vorbehalt des widerrufs freistellen, soweit
dadurch eine BeeinhächtiSug des Wohls
der Nlgemeinleit nicht zu beftlrchten ist.
Diese Volaussetzungen Liegen hie! vor.

Betn Kabel- oder Rohrleitungsbau (2. B.
Strom-, Gas-, Femwäme- oder Wassewer-
sorgung, Abwasser€ntsorgung oder Telekom-
munikation) fallen insbesondere im Zusam-
menhang mit Erschließungsalbeiten irr Neu-
bau- uIra Regelsaniet'ungsgebieten wie der
Herstellung oder Reparatur vott Hausan-
sctrlttssen oder dem Aushub von Gräben und
KoDfldchem regelrn:ißig kleinere Mengen an
BauabfäIlen an, vor allem Bodenaushub
Bauschutt und StraSenaulbruch. oftmals
sibt es keine Möglichkeit zur Rückverfiillung
ior Ort, so dass die Materialien als Abfall zu
entsorgen sind. Soweit in solchen Fäl-len die
cefähilichl<eit oder ungefahlichkeit des ie-
weillgen Abfalls wegen feblender Vor€rkun-
dunq nicht feststeht, vermeidet dle vorlie-
eenäe Allgemeirverfügung die Probleme ber

äer AbJaueinstuimg und NachweisfillFung
die mit den meist engen !äunlichen Gege-
benheiten aul deD Baustellen verbunden
sind.

Rechtsbehetfsbelehrung:

ceqen diesen Bescheld kann irulerhalb eines
Mo-nats nach Bekanntgabe wide$pruch er-
hoben werden. Der Widelspruch ist bei
der SAM Sonderabfalt-Management-Gesell-
schaft Rheinland-Pfalz mbH, wilheLm-
Theodor-Rörnleld-Straß€ 34, 55130 Mainz'
schriftlich oder münd.lich zur Niedersch-rift
einzulegen.

Matrz, den 1. August 201?

SAM SondelablaLl-
MaDagement-Gesellscbaft

Rheinland-Pfalz mbH
Dr. K!oPP
i V Lorig

Anlager Checkliste
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Checkliste - Allgemeinverfügung SAM vom 1. August 2017 Anlage

1, Maßnahmenveranlasser

Name (Firma oder Privatperson)

2. Baumaßnahme

Maßnahme Anschrift ungefähre Menge (m' ode. t)

Handelt es sich um eine Fläche, auf der mit umweltgefährdenden stoffen umgeganSen

worden Und zu erwarten ist, daSS der AuShub kontaminiert Sein könnte? (z B. altständorte und

Handelt es sich um eine Fläche, auf der mit punktförmigen Bodenbelastungen gerechnet

werdgn muss? (2.8. aufgrund von Leckagen in Bauwerken ond Rohrle;tungen; auftrund von schadensfällen beim

umgang mit umweltgefährdenden Stoffen)

Handelt es sich um eine Fläche, die zuvor gewerblich, industriell oder militärisch genutzt

wurde und auf der mit flächenhaften Bodenbelastu ngen gerechnet werden muss? p.e.

Flächen mit naturbedingt oder großflächi8 siedlun8sbedingt erhöhten schadstoffBehalten; Flächen im Einwirkungsbe- I Eja
reicfr aes f isto*scfren B-e.gbars; Übersch*e.mungsgebiete, in denen mit belasteten Flusssedimenten gerechnet,werden

muss; Flächen, auf denen Äbwasser verrieselt wurde; Flächen, äuf denen belastete schlämme ausgebracht wurden; Flä'

chen mit erhöhter lmmissionsbelastung etc.)

Gibt es sonstige konkrete Anhaltspunkte für eine schadstoffbelastung? (z.8 auffärlises Ausse-

henoderäuffä||i8er6eluchbeiInaugenscheinnahme;aufgrundvorhandenelUntel|agenwiez-B'Bodenbelastungskarten,
Kataster Altlastv;rdächtiger Flächen und Altlasten; aufgrund vorliegender Untersuchungsergebnisse)

Untersuchungserfordernis? (ja, bei mindestens einer bejahten Frage)

Beurteilende(r) Mitarbeiter(in) des M aßnahmenvera nlassers oder des fachlich qualifizierten Dienstleisters

Datum, unterschrift des Mitarbeiters/der Mitarbeitein aus Nr' 3
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